
Heizkostenverordnung 2009 (Langfassung)

Die Heizkostenverordnung wurde novelliert.
Was änderte sich für Hauseigentümer, Vermieter und Verwalter?

Zum 1. Januar 2009 trat
die auf der Grundlage
des Energieeinspa-
rungsgesetzes (EnEG)
erlassene neueste Fas-
sung der “Verordnung
über die verbrauchsab-
hängige Abrechnung
der Heiz- und Warmwas-
serkosten” in Kraft.
Nach der Erstfassung
von 1981 und den Novel-
lierungen in den Jahren

1984 und 1989 ist das nun die vierte Version, die angesichts tech-
nischer Fortschritte und geänderter Rahmenbedingungen not-
wendig wurde. Während in den vergangenen Novellierungen vor
allem die in der Praxis aufgetretenen Unsicherheiten beseitigt
wurden, verfolgt die aktuelle Verordnungsfassung erstmals auch
direkte energiepolitische Ziele.

Das ehrgeizige „integrierte Energie- und Klimaschutzpaket“, das die
Bundesregierung zum Schutz der Umwelt 2008 beschlossen hat und
mit dem weitere Potenziale zur Minderung der CO2-Emissionen im Ge-
bäudebereich genutzt werden sollen, hat auch Auswirkungen auf die
neue Heizkostenverordnung. So soll beispielsweise durch eine unter
bestimmten Voraussetzungen erforderliche Erhöhung des verbrauchs-
abhängigen Anteils die Motivation der Nutzer zur Energieeinsparung
gestärkt werden. Auf der anderen Seite soll die Pflicht zur Verbrauchs-
abrechnung entfallen, wenn ein Gebäude beim Bau oder der Moderni-
sierung den Passivhausstandard erreicht.

Die verbrauchsabhängige Verteilung auf Basis der gesetzlichen Rege-
lungen der Heizkostenverordnung findet derzeit in etwa 16 Millionen
Wohnung und Gewerbeeinheiten in Deutschland statt. Die Heizkosten-
verordnung ist für Gebäudeeigentümer und damit auch für Messdienst-
unternehmen die rechtliche Grundlage zur Durchführung der jährlichen
Heiz- und Warmwasserkostenabrechnung.

Kernpunkt der Heizkostenverordnung ist nach wie vor die generelle
Pflicht zur Erfassung des Heiz- und Warmwasserverbrauchs für zen-
tralbeheizte Gebäude und die verbrauchsabhängige Verteilung der
hieraus entstandenen Kosten. Durch die Verteilung der Kosten nach
Verbrauch wird ein wesentlicher Anreiz für die Nutzer zur sparsamen
Energie- und Wasserverwendung gesetzt. Niemand möchte heute
noch Heiz- und Warmwasserkosten nach pauschalen Gesichtspunk-
ten bezahlen. Dafür sind Energie- und Wasserkosten einfach zu teuer
geworden und jeder möchte sparen wo es nur geht.

Die wichtigsten Änderungen

� Ableseergebnisse zeitnah mitteilen: Nutzern soll das Ergebnis
der Ablesung in der Regel innerhalb eines Monats mitgeteilt werden.
Wenn Ableseergebnisse jedoch in den Messgeräten gespeichert
und abrufbar sind, kann darauf verzichtet werden. Dabei weist der
Gesetzgeber in der Begründung zur neuen Heizkostenverordnung
ausdrücklich darauf hin, dass auch das Mitteilen der Ableseergeb-
nisse an die Bewohner zum Selbstaufschreiben ein zulässiges Ver-
fahren zur Mitteilung von Ableseergebnissen ist (§ 6 Abs. 1).
Für Minol-Kunden mit moderner Messausstattung hat diese Ände-
rung keine Auswirkungen. Bei Heizkostenverteilern nach dem Ver-
dunstungsprinzip Minotherm II wird die Vorjahresampulle im Gerät
aufbewahrt und dient somit als Ablesenachweis. Bei aktuellen elek-
tronischen Geräten oder Funksystemen ist der Verbrauchswert aus
dem Gerätespeicher abrufbar. Minol-Kunden können zudem die Ab-
lesebelege kurz nach der Ablesung im Internet abrufen und an ihre
Nutzer weitergeben. Zusätzlich werden in der Minol-Abrechnung die
zugrunde liegenden Ableseergebnisse prinzipiell ausgewiesen.

� Änderung von Verteilerschlüsseln einfacher: Welcher prozen-
tuale Anteil der Heiz- und Warmwasserkosten nach Fläche und wel-
cher nach effektivem Verbrauch umzulegen ist, wurde seither ein-
mal vom Gebäudeeigentümer festgelegt und konnte nur innerhalb
der ersten drei Jahre ein-
malig geändert werden.
Danach durfte diese Ent-
scheidung nur noch unter
ganz bestimmten Voraus-
setzungen wieder geän-
dert werden. Künftig kann
der Verteilerschlüssel
auch mehrfach geändert
werden, wenn sachge-
rechte Gründe dafür vor-
l iegen. Sachgerechte
Gründe sind beispiels-
weise der Einbau einer
neuen Heizanlage oder eine verbesserte Wärmedämmung, aber
auch sonstige Gründe, wenn sich der Verteilerschlüssel in der Pra-
xis als ungünstig oder gar ungerecht erwiesen hat (§ 6 Abs. 4).

� Erhöhung des Verbrauchsanteils in manchen Gebäuden: Die
Wahlfreiheit für den Verteilerschlüssel wird durch die neue Verord-
nung teilweise eingeschränkt. In Gebäuden, die nicht die Anforde-
rungen der Wärmeschutzverordnung vom 16. August 1994 erfüllen
und die mit einer Öl- oder Gasheizung versorgt werden und in denen
die freiliegenden Leitungen der Wärmeverteilung überwiegend ge-
dämmt sind, sind 70 % der Kosten des Betriebs der zentralen Hei-
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Die Heizkostenverordnung 2009 soll weiterhin
Anreize für energieeffiziente Gebäude und

sparsames Heizen schaffen.

» Die neue Heizkostenverordnung
gilt ab 1. Januar 2009. Für Ab-
rechnungszeiträume, die vor die-
sem Datum begannen, gilt nach
wie vor die "alte" Verordnung von
1989.



zungsanlage nach dem erfassten Wärmeverbrauch auf die Nutzer
zu verteilen. Wichtig ist hier die Feststellung, dass alle Bedingungen
erfüllt sein müssen. Eine Voraussetzung alleine reicht für die Ver-
pflichtung zur Abrechnung mit 30 % Grundkosten zu 70 % Ver-
brauchskosten nicht aus.
Wenn eine Verteilerschlüsseländerung erforderlich wird, weil alle
drei genannten Bedingungen erfüllt sind, ist in diesem Fall keine vor-
herige Ankündigung des geänderten Verteilerschlüssels durch den
Vermieter erforderlich, da er ja nichts anderes tut, als eine Auflage
der Verordnung rechtzeitig und pflichtgemäß zu erfüllen (§ 7 Abs. 1).

� Verbrauchsanalyse umlagefähig: Der Gebäudeeigentümer darf
nicht nur die Kosten für das Messen und Abrechnen, sondern auch
die Kosten einer Verbrauchsanalyse auf die Mieter umlegen. Damit
werden z.B. Lösungen umlagefähig, die Mieter darin unterstützen
ihr Heizverhalten bewusster zu steuern. Die Verbrauchsanalyse
sollte insbesondere die Entwicklung des Verbrauchs für die Heiz-
wärme- und Warmwasserversorgung der vergangenen drei Jahre
wiedergeben (§ 7 Abs. 2).

� Kosten der Eichung umlagefähig: Die Kosten der Eichung bzw.
rechtlich gleichwertiger Verfahren sind in der aktuellen Heizkosten-
verordnung nun ausdrücklich als umlagefähig aufgenommen. Damit
erfolgte eine Anpassung an § 2 Nr. 4 der Betriebskostenverordnung.
Die bisher in diesem Zusammenhang gelegentlich aufgetretenen
rechtlichen Unsicherheiten gehören damit der Vergangenheit an
(§ 7 Abs. 2).

� Geänderte Verfahren zur Ermittlung der Warmwasserkosten:
Die Jahrzehnte typische Messung der Warmwassermenge zur
rechnerischen Ermittlung des Energieanteils für Warmwasser ge-
nügt künftig nicht mehr. Der Energieanteil für Warmwasser muss bis
spätestens 31.12.2013 mit einem Wärmezähler gemessen werden.
Eine Ausnahme ist zulässig, wenn die Messung der Wärmemenge
einen unzumutbar hohen Aufwand verursachen würde (§ 9 Abs. 2).
Ein unzumutbar hoher Aufwand liegt dann vor, wenn zum Beispiel
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Bedingungen
Verteilerschlüssel

30:70 40:60 50:50

Anforderungen der Wärme-
schutzverordnung vom 16.
August 1994* nicht erfüllt
und Öl- oder Gasheizung
und freiliegende Leitun-
gen** der Wärmeverteilung
überwiegend gedämmt

muss
nicht zu-

lässig
nicht zu-

lässig

alle anderen zulässig zulässig zulässig

Zulässige Verteilerschlüssel nach § 7 Abs. 1.

Ihr Aktionsplan

Sie sind Vermieter oder Wohnungsverwalter und fragen sich,
was Sie aufgrund der neuen Heizkostenverordnung zu tun ha-
ben? Wichtig sind für Sie zwei Themen: Eine eventuell erfor-
derliche Verteilerschlüsseländerung und der Einbau von Wär-
mezählern. Hier unsere Empfehlungen.

Verteilerschlüsseländerung
Prüfen Sie, ob das Gebäude die Summe der Bedingungen für
eine Abrechnung von 30 % Grundkosten zu 70 % Verbrauchs-
kosten erfüllt.

� Vermieter: Wenn ja, informieren Sie Minol mit der nächs-
ten Kostenaufstellung darüber, dass Sie mit 30:70 abrech-
nen wollen. Über die Änderung sollten Sie Ihre Mieter mit
Hinweis auf die neue Vorschrift der Heizkostenverordnung
so früh wie möglich informieren.

� Verwalter: Wenn ja, beschließen Sie mit der Eigentümer-
gemeinschaft den geänderten Verteilerschlüssel und infor-
mieren Sie Minol am besten mit der nächsten Kostenauf-
stellung darüber, dass Sie mit 30:70 abrechnen wollen.

� Wenn nein, belassen Sie die Verteilerschlüssel wie ge-
habt. Freiwillige Änderungen im Rahmen der Heizkosten-
verordnung sind natürlich trotzdem möglich.

Wärmezählereinbau für Warmwasser
Prüfen Sie, ob der Einbau eines Minol-Wärmezählers zur Mes-
sung des Energieeinsatzes für Warmwasser und nach Mög-
lichkeit eines zweiten Minol-Wärmezählers für den Heizungs-
verbrauch mit einem zumutbaren Aufwand verbunden ist. Ihr
örtlicher Sanitärhandwerker kann ihnen diese Frage am be-
sten beantworten.

� Vermieter: Ist der Aufwand zumutbar, nehmen Sie den
Einbau bis spätestens 31.12.2013 vor und informieren Mi-
nol darüber. Der Wärmezählereinbau sollte passend zum
Anfang des festgelegten Abrechnungszeitraums für das
Gebäude erfolgen und nicht irgendwann im Jahr. Die Kos-
ten für den Einbau von Wärmezählern sind nicht auf Ihre
Mieter umlagefähig. Es handelt sich dabei weder um regel-
mäßige Betriebskosten, noch um eine Modernisierungs-
maßnahme die Energie oder Wasser spart.

� Verwalter: Ist der Aufwand zumutbar, beschließen Sie mit
der Eigentümergemeinschaft den Wärmezählereinbau,
nehmen diesen bis spätestens 31.12.2013 vor und infor-
mieren Minol darüber. Der Einbau sollte passend zum An-
fang des festgelegten Abrechnungszeitraums für das Ge-
bäude erfolgen.

� Ist der Aufwand unzumutbar, können Sie auf einen Wär-
mezählereinbau verzichten. Die Entscheidung darüber
was unzumutbar ist, trifft der Gebäudeeigentümer, bzw.
die Eigentümergemeinschaft selbst und nicht ein Sachver-
ständiger oder gar eine Behörde. Man sollte jedoch in der
Lage sein, seine Entscheidung rechtfertigen zu können.

* Gebäude, deren Bauantrag vor dem 16.08.1994 gestellt wurde und die seitdem
energetisch nicht saniert worden sind, erfüllen diese Bedingung mit hoher Wahr-
scheinlichkeit nicht. Ganz sicher kann das aber nur ein Fachmann, z. B. ein Ener-
gieberater feststellen.

** Das Kriterium "freiliegende Rohrleitungen überwiegend gedämmt" trifft in der
Praxis fast nie zu. Aus den Begründungen der Bundesregierung und des Bun-
desrates geht hervor, dass es sachlich um die Rohrleitungen in den Wohnungen
geht. Solche freiliegenden Rohrleitungen zum Anschluss der Heizkörper bzw. die
senkrechten Stränge innerhalb der Wohnung, wurden weder nach der
TGA-Norm in den neuen Bundesländern, noch nach den ehemaligen Bauvor-
schriften in Westdeutschland gedämmt und nur in sehr seltenen Fällen nachträg-
lich mit Isolierung versehen. Sind keine freiliegenden Leitungen vorhanden, ent-
fällt nach heutigem Kenntnisstand die Voraussetzung und es besteht weiterhin
die uneingeschränkte Wahlfreiheit des Umlagemaßstabs.



die Wärmeversorgungsleitung zum Warmwasserbereiter bei Kom-
paktanlagen unzugänglich ist. Zumutbar ist der Aufwand, wenn ein
Wärmezähler in typischer Weise und ohne größere bauliche Maß-
nahmen durch einen Fachhandwerker eingesetzt werden kann.
Dabei ist die Forderung der neuen Heizkostenverordnung nach ei-
nem Wärmezähler für die Ermittlung des Energieanteils für Warm-
wasser aus fachlichen Gesichtspunkten jedoch unzureichend. Für
eine technisch einwandfreie Kostenaufteilung der Gesamtenergie
auf Heizung und Warmwasser ist ein weiterer Wärmezähler für den
Heizungsanteil erforderlich.
Wenn kein Wärmezähler vorhanden ist, sind weiterhin rechnerische
Verfahren zur Ermittlung der Energiemenge für Warmwasser aus
der Warmwassermenge zulässig. Dabei ergaben sich ein paar An-
passungen in den anzuwendenden Formeln und die Tabelle der
Heizwerte wurde um einige Brennstoffarten erweitert. Im Ergebnis
entsprechen die Änderungen jedoch weitgehend den bisherigen
Rechenverfahren (§ 9 Abs. 3).

� Erweiterung von Schätzverfahren: Seither war es nur möglich,
Verbrauchsschätzungen auf Basis eines vollständigen früheren Ab-
rechnungszeitraums vorzunehmen. Für die wenigen Fälle, in denen
keine Daten eines vollständigen Abrechnungszeitraumes vorliegen,
sind nun auch kürzere Zeiträume als Schätzbasis erlaubt. Praktisch
hat das nur in wenigen Fällen Auswirkungen (§ 9a Abs. 1).

� Ausnahmeregelung für Passivhäuser: Gebäude mit einem Heiz-
wärmebedarf von weniger als 15 kWh je m² und Jahr - also so ge-
nannte Passivhäuser - sind künftig von der verbrauchsabhängigen
Verteilung der Heizkosten ausgenommen. Der Gesetzgeber möch-
te damit einen zusätzlichen Anreiz zur Erreichung dieses Standards
beim Bau und bei der Sanierung von Häusern schaffen (§ 11 Abs. 1).

� Alte Messgeräte austauschen: Warmwasserkostenverteiler und
andere veraltete Messausstattungen müssen bis spätestens
31. Dezember 2013 ausgetauscht werden. Warmwasserkostenver-
teiler wurden bis in die 1980er Jahre eingebaut und entsprechen
schon lange nicht mehr dem Stand der Technik. Zur Messung des
Warmwasserverbrauchs sind heute nur noch geeichte Wasserzäh-
ler zulässig. Die Folgen dieser Änderung sind relativ gering, weil
Warmwasserkostenverteiler nur noch sehr vereinzelt anzutreffen
sind und meistens schon ausgetauscht wurden (§ 12 Abs. 2 Nr. 1).

� Ab wann gelten die neuen Regelungen? Alle neuen Regelungen
der Heizkostenverordnung 2009 sind auf Abrechnungszeiträume
anzuwenden, die nach dem 1. Januar 2009 beginnen. Für Abrech-
nungszeiträume die vor dem 31. Dezember 2008 begannen, ist die
Verordnung in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung
weiter anzuwenden (§ 12 Abs. 6).

Verordnung über die verbrauchsabhängige
Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten
(Verordnung über Heizkostenabrechnung -
HeizkostenV)

Vollständiger Text der Heizkostenverordnung, wie er für Abrech-
nungen gültig ist, die mit oder nach dem 1. Januar 2009 beginnen.
Sofern Sie das Dokument in Farbe vorliegen haben, markieren die
roten Passagen die Änderungen gegenüber der Vorgängerversi-
on von 1989.

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Verteilung der Kosten

1. des Betriebs zentraler Heizungsanlagen und zentraler
Warmwasserversorgungsanlagen.

2. der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme und
Warmwasser, auch aus Anlagen nach Nummer 1, (Wärme-
lieferung, Warmwasserlieferung)

durch den Gebäudeeigentümer auf die Nutzer der mit Wärme
oder Warmwasser versorgten Räume.

(2) Dem Gebäudeeigentümer stehen gleich

1. der zur Nutzungsüberlassung in eigenem Namen und für ei-
gene Rechnung Berechtigte,

2. derjenige, dem der Betrieb von Anlagen im Sinne des § 1
Abs. 1 Nr. 1 in der Weise übertragen worden ist, dass er da-
für ein Entgelt vom Nutzer zu fordern berechtigt ist.

3. beim Wohnungseigentum die Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer im Verhältnis zum Wohnungseigentümer, bei
Vermietung einer oder mehrerer Eigentumswohnungen der
Wohnungseigentümer im Verhältnis zum Mieter.

(3) Diese Verordnung gilt auch für die Verteilung der Kosten der Wär-
melieferung und Warmwasserlieferung auf die Nutzer der mit
Wärme oder Warmwasser versorgten Räume, soweit der Lieferer
unmittelbar mit den Nutzern abrechnet und dabei nicht den für den
einzelnen Nutzer gemessenen Verbrauch, sondern die Anteile der
Nutzer am Gesamtverbrauch zugrunde legt; in diesen Fällen gel-
ten die Rechte und Pflichten des Gebäudeeigentümers aus dieser
Verordnung für den Lieferer.

(4) Diese Verordnung gilt auch für Mietverhältnisse über preisgebun-
denen Wohnraum, soweit für diesen nichts anderes bestimmt ist.

§ 2 Vorrang vor rechtsgeschäftlichen Bestimmungen
Außer bei Gebäuden mit nicht mehr als zwei Wohnungen, von denen
eine der Vermieter selbst bewohnt, gehen die Vorschriften dieser Ver-
ordnung rechtsgeschäftlichen Bestimmungen vor.

§ 3 Anwendung auf das Wohnungseigentum
Die Vorschriften dieser Verordnung sind auf Wohnungseigentum anzu-
wenden, unabhängig davon, ob durch Vereinbarung oder Beschluss
der Wohnungseigentümer abweichende Bestimmungen über die Ver-
teilung der Kosten der Versorgung mit Wärme und Warmwasser getrof-
fen worden sind. Auf die Anbringung und Auswahl der Ausstattung
nach den §§ 4 und 5 sowie auf die Verteilung der Kosten und die sonsti-
gen Entscheidungen des Gebäudeeigentümers nach den §§ 6 bis 9 b
und 11 sind die Regelungen entsprechend anzuwenden, die für die
Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums im Wohnungseigen-
tumsgesetz enthalten oder durch Vereinbarung der Wohnungseigentü-
mer getroffen worden sind. Die Kosten für die Anbringung der Ausstat-
tung sind entsprechend den dort vorgesehenen Regelungen über die
Tragung der Verwaltungskosten zu verteilen.

§ 4 Pflicht zur Verbrauchserfassung
(1) Der Gebäudeeigentümer hat den anteiligen Verbrauch der Nutzer

an Wärme und Warmwasser zu erfassen.

(2) Er hat dazu die Räume mit Ausstattungen zur Verbrauchserfas-
sung zu versehen; die Nutzer haben dies zu dulden. Will der Ge-
bäudeeigentümer die Ausstattung zur Verbrauchserfassung mie-
ten oder durch eine andere Art der Gebrauchsüberlassung be-
schaffen, so hat er dies den Nutzern vorher unter Angabe der da-
durch entstehenden Kosten mitzuteilen; die Maßnahme ist unzu-
lässig, wenn die Mehrheit der Nutzer innerhalb eines Monats nach
Zugang der Mitteilung widerspricht. Die Wahl der Ausstattung
bleibt im Rahmen des § 5 dem Gebäudeeigentümer überlassen.

(3) Gemeinschaftlich genutzte Räume sind von der Pflicht zur Ver-
brauchserfassung ausgenommen. Dies gilt nicht für Gemein-

Heizkostenverordnung 2009 (Langfassung)

Seite 3



schaftsräume mit nutzungsbedingt hohem Wärme- oder Warm-
wasserverbrauch wie Schwimmbäder oder Saunen.

(4) Der Nutzer ist berechtigt, vom Gebäudeeigentümer die Erfüllung
dieser Verpflichtungen zu verlangen.

§ 5 Ausstattung zur Verbrauchserfassung
(1) Zur Erfassung des anteiligen Wärmeverbrauchs sind Wärmezäh-

ler oder Heizkostenverteiler, zur Erfassung des anteiligen Warm-
wasserverbrauchs Warmwasserzähler oder andere geeignete
Ausstattungen zu verwenden. Soweit nicht eichrechtliche Bestim-
mungen zur Anwendung kommen, dürfen nur solche Ausstattun-
gen zur Verbrauchserfassung verwendet werden, hinsichtlich de-
rer sachverständige Stellen bestätigt haben, dass sie den aner-
kannten Regeln der Technik entsprechen oder dass ihre Eignung
auf andere Weise nachgewiesen wurde. Als sachverständige
Stellen gelten nur solche Stellen, deren Eignung die nach Landes-
recht zuständige Behörde im Benehmen mit der Physikalisch
Technischen Bundesanstalt bestätigt hat. Die Ausstattungen
müssen für das jeweilige Heizsystem geeignet sein und so ange-
bracht werden, dass ihre technisch einwandfreie Funktion ge-
währleistet ist.

(2) Wird der Verbrauch der von einer Anlage im Sinne des § 1 Abs. 1
versorgten Nutzer nicht mit gleichen Ausstattungen erfasst, so
sind zunächst durch Vorerfassung vom Gesamtverbrauch die An-
teile der Gruppen von Nutzern zu erfassen, deren Verbrauch mit
gleichen Ausstattungen erfasst wird. Der Gebäudeeigentümer
kann auch bei unterschiedlichen Nutzungs- oder Gebäudearten
oder aus anderen sachgerechten Gründen eine Vorerfassung
nach Nutzergruppen durchführen.

§ 6 Pflicht zur verbrauchsabhängigen Kostenverteilung
(1) Der Gebäudeeigentümer hat die Kosten der Versorgung mit Wär-

me und Warmwasser auf der Grundlage der Verbrauchserfas-
sung nach Maßgabe der §§ 7 bis 9 auf die einzelnen Nutzer zu ver-
teilen. Das Ergebnis der Ablesung soll dem Nutzer in der Regel in-
nerhalb eines Monats mitgeteilt werden. Eine gesonderte Mittei-
lung ist nicht erforderlich, wenn das Ableseergebnis über einen
längeren Zeitraum in den Räumen des Nutzers gespeichert ist
und von diesem selbst abgerufen werden kann. Einer gesonder-
ten Mitteilung des Warmwasserverbrauchs bedarf es auch dann
nicht, wenn in der Nutzeinheit ein Warmwasserzähler eingebaut
ist.

(2) In den Fällen des § 5 Abs. 2 sind die Kosten zunächst mindestens
zu 50 vom Hundert nach dem Verhältnis der erfassten Anteile am
Gesamtverbrauch auf die Nutzergruppen aufzuteilen. Werden die
Kosten nicht vollständig nach dem Verhältnis der erfassten Anteile
am Gesamtverbrauch aufgeteilt, sind:

1. die übrigen Kosten der Versorgung mit Wärme nach der
Wohn- oder Nutzfläche oder nach dem umbauten Raum auf
die einzelnen Nutzergruppen zu verteilen; es kann auch die
Wohn- oder Nutzfläche oder der umbaute Raum der beheiz-
ten Räume zugrunde gelegt werden,

2. die übrigen Kosten der Versorgung mit Warmwasser nach
der Wohn- oder Nutzfläche auf die einzelnen Nutzergruppen
zu verteilen.

Die Kostenanteile der Nutzergruppen sind dann nach Absatz 1 auf
die einzelnen Nutzer zu verteilen.

(3) In den Fällen des § 4 Abs. 3 Satz 2 sind die Kosten nach dem Ver-
hältnis der erfassten Anteile am Gesamtverbrauch auf die Ge-
meinschaftsräume und die übrigen Räume aufzuteilen. Die Vertei-
lung der auf die Gemeinschaftsräume entfallenden anteiligen
Kosten richtet sich nach rechtsgeschäftlichen Bestimmungen.

(4) Die Wahl der Abrechnungsmaßstäbe nach Absatz 2 sowie nach
den § 7 Abs. 1 Satz 1, §§ 8 und 9 bleibt dem Gebäudeeigentümer
überlassen. Er kann diese für künftige Abrechnungszeiträume
durch Erklärung gegenüber den Nutzern ändern:

1. bei der Einführung einer Vorerfassung nach Nutzergruppen,

2. nach Durchführung von baulichen Maßnahmen, die nachhal-
tig Einsparungen von Heizenergie bewirken oder

3. aus anderen sachgerechten Gründen nach deren erstmali-
ger Bestimmung.

Die Festlegung und die Änderung der Abrechnungsmaßstäbe
sind nur mit Wirkung zum Beginn eines Abrechnungszeitraumes
zulässig.

§ 7 Verteilung der Kosten der Versorgung mit Wärme
(1) Von den Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage sind

mindestens 50 vom Hundert, höchstens 70 vom Hundert nach
dem erfassten Wärmeverbrauch der Nutzer zu verteilen.

In Gebäuden, die das Anforderungsniveau der Wärmeschutzver-
ordnung vom 16. August 1994 (BGBl. I S. 2121) nicht erfüllen, die
mit einer Öl- oder Gasheizung versorgt werden und in denen die
freiliegenden Leitungen der Wärmeverteilung überwiegend ge-
dämmt sind, sind von den Kosten des Betriebs der zentralen Hei-
zungsanlage 70 vom Hundert nach dem erfassten Wärmever-
brauch der Nutzer zu verteilen. In Gebäuden, in denen die freilie-
genden Leitungen der Wärmeverteilung überwiegend unge-
dämmt sind und deswegen ein wesentlicher Anteil des Wärmever-
brauchs nicht erfasst wird, kann der Wärmeverbrauch der Nutzer
nach anerkannten Regeln der Technik bestimmt werden. Der so
bestimmte Verbrauch der einzelnen Nutzer wird als erfasster Wär-
meverbrauch nach Satz 1 berücksichtigt.

Die übrigen Kosten sind nach der Wohn- oder Nutzfläche oder
nach dem umbauten Raum zu verteilen; es kann auch die Wohn-
oder Nutzfläche oder der umbaute Raum der beheizten Räume
zugrunde gelegt werden.

(2) Zu den Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage ein-
schließlich der Abgasanlage gehören die Kosten der verbrauch-
ten Brennstoffe und ihrer Lieferung, die Kosten des Betriebsstro-
mes, die Kosten der Bedienung, Überwachung und Pflege der An-
lage, der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und
Betriebssicherheit einschließlich der Einstellung durch eine Fach-
kraft, der Reinigung der Anlage und des Betriebsraumes, die Kos-
ten der Messungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz,
die Kosten der Anmietung oder anderer Arten der Gebrauchs-
überlassung einer Ausstattung zur Verbrauchserfassung sowie
die Kosten der Verwendung einer Ausstattung zur Verbrauchser-
fassung einschließlich der Kosten der Eichung sowie der Kosten
der Berechnung, Aufteilung und Verbrauchsanalyse. Die Ver-
brauchsanalyse sollte insbesondere die Entwicklung der Kosten
für die Heizwärme- und Warmwasserversorgung der vergange-
nen drei Jahre wiedergeben.

(3) Für die Verteilung der Kosten der Wärmelieferung gilt Absatz 1
entsprechend.

(4) Zu den Kosten der Wärmelieferung gehören das Entgelt für die
Wärmelieferung und die Kosten des Betriebs der zugehörigen
Hausanlagen entsprechend Absatz 2.

§ 8 Verteilung der Kosten der Versorgung mit Warm-
wasser
(1) Von den Kosten des Betriebs der zentralen Warmwasserversor-

gungsanlage sind mindestens 50 vom Hundert, höchstens 70 vom
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Hundert nach dem erfassten Warmwasserverbrauch, die übrigen
Kosten nach der Wohn- oder Nutzfläche zu verteilen.

(2) Zu den Kosten des Betriebs der zentralen Warmwasserversor-
gungsanlage gehören die Kosten der Wasserversorgung, soweit
sie nicht gesondert abgerechnet werden und die Kosten der Was-
sererwärmung entsprechend § 7 Abs. 2. Zu den Kosten der Was-
serversorgung gehören die Kosten des Wasserverbrauchs, die
Grundgebühren und die Zählermiete, die Kosten der Verwendung
von Zwischenzählern, die Kosten des Betriebs einer hauseigenen
Wasserversorgungsanlage und einer Wasseraufbereitungsanla-
ge einschließlich der Aufbereitungsstoffe.

(3) Für die Verteilung der Kosten der Warmwasserlieferung gilt Ab-
satz 1 entsprechend.

(4) Zu den Kosten der Warmwasserlieferung gehören das Entgelt für
die Lieferung des Warmwassers und die Kosten des Betriebs der
zugehörigen Hausanlagen entsprechend § 7 Abs. 2.

§ 9 Verteilung der Kosten der Versorgung mit Wärme
und Warmwasser bei verbundenen Anlagen
(1) Ist die zentrale Anlage zur Versorgung mit Wärme mit der zentra-

len Warmwasserversorgungsanlage verbunden, so sind die ein-
heitlich entstandenen Kosten des Betriebs aufzuteilen. Die Anteile
an den einheitlich entstandenen Kosten sind bei Anlagen mit Heiz-
kesseln nach den Anteilen am Brennstoffverbrauch oder am Ener-
gieverbrauch, bei eigenständiger gewerblicher Wärmelieferung
nach den Anteilen am Wärmeverbrauch zu bestimmen. Kosten,
die nicht einheitlich entstanden sind, sind dem Anteil an den ein-
heitlich entstandenen Kosten hinzuzurechnen. Der Anteil der zen-
tralen Anlage zur Versorgung mit Wärme ergibt sich aus dem ge-
samten Verbrauch nach Abzug des Verbrauchs der zentralen
Warmwasserversorgungsanlage. Bei Anlagen, die weder durch
Heizkessel noch durch eigenständige gewerbliche Wärmeliefe-
rung mit Wärme versorgt werden, können anerkannte Regeln der
Technik zur Aufteilung der Kosten verwendet werden. Der Anteil
der zentralen Warmwasserversorgungsanlage am Wärmever-
brauch ist nach Absatz 2, der Anteil am Brennstoffverbrauch nach
Absatz 3 zu ermitteln.

(2) Die auf die zentrale Warmwasserversorgungsanlage entfallende
Wärmemenge (Q) ist ab dem 31. Dezember 2013 mit einem Wär-
mezähler zu messen. Kann die Wärmemenge nur mit einem unzu-
mutbar hohen Aufwand gemessen werden, kann sie nach der
Gleichung

Q = 2,5 ·
kWh

· V · (tw - 10 °C)
m³ · K

bestimmt werden. Dabei sind zu Grunde zu legen

1. das gemessene Volumen des verbrauchten Warmwassers
(V) in Kubikmetern (m³);

2. die gemessene oder geschätzte mittlere Temperatur des
Warmwassers (tw) in Grad Celsius (°C).

Wenn in Ausnahmefällen weder die Wärmemenge noch das Volu-
men des verbrauchten Warmwassers gemessen werden können,
kann die auf die zentrale Warmwasserversorgungsanlage entfal-
lende Wärmemenge nach folgender Gleichung bestimmt werden

Q = 32 ·
kWh

· AWohn
m² AWohn

Dabei ist die durch die zentrale Anlage mit Warmwasser versorgte
Wohn- oder Nutzfläche (AWohn) zu Grunde zu legen. Die nach den
Gleichungen in Satz 2 oder 4 bestimmte Wärmemenge (Q) ist

1. bei brennwertbezogener Abrechnung von Erdgas mit 1,11 zu
multiplizieren

und

2. bei eigenständiger gewerblicher Wärmelieferung durch 1,15
zu dividieren.

(3) Bei Anlagen mit Heizkesseln ist der Brennstoffverbrauch der zen-
tralen Warmwasserversorgungsanlage (B) in Litern, Kubikme-
tern, Kilogramm oder Schüttraummetern nach der Gleichung

B =
Q
hi

zu bestimmen.

Dabei sind zu Grunde zu legen

1. die auf die zentrale Warmwasserversorgungsanlage entfal-
lende Wärmemenge (Q) nach Absatz 2 in kWh;

2. der Heizwert des verbrauchten Brennstoffes (Hi) in Kilowatt-
stunden (kWh) je Liter (l), Kubikmeter (m³), Kilogramm (kg)
oder Schüttraummeter (SRm). Als Hi-Werte können verwen-
det werden für

Leichtes Heizöl EL 10 kWh/l
Schweres Heizöl 10,9 kWh/l
Erdgas H 10 kWh/m³
Erdgas L 9 kWh/m³
Flüssiggas 13,0 kWh/kg
Koks 8,0 kWh/kg
Braunkohle 5,5 kWh/kg
Steinkohle 8,0 kWh/kg
Holz (lufttrocken) 4,1 kWh/kg
Holzpellets 5,0 kWh/kg
Holzhackschnitzel 650 kWh/SRm

Enthalten die Abrechnungsunterlagen des Energieversorgungs-
unternehmens oder Brennstofflieferanten Hi-Werte, sind diese zu
verwenden. Soweit die Abrechnung über kWh-Werte erfolgt, ist
eine Umrechnung in Brennstoffverbrauch nicht erforderlich.

(4) Der Anteil an den Kosten der Versorgung mit Wärme ist nach § 7
Abs. 1, der Anteil an den Kosten der Versorgung mit Warmwasser
nach § 8 Abs. 1 zu verteilen, soweit diese Verordnung nichts ande-
res bestimmt oder zulässt.

§ 9a Kostenverteilung in Sonderfällen

(1) Kann der anteilige Wärme- oder Warmwasserverbrauch von Nut-
zern für einen Abrechnungszeitraum wegen Geräteausfalls oder
aus anderen zwingenden Gründen nicht ordnungsgemäß erfasst
werden, ist er vom Gebäudeeigentümer auf der Grundlage des
Verbrauchs der betroffenen Räume in vergleichbaren Zeiträumen
oder des Verbrauchs vergleichbarer anderer Räume im jeweiligen
Abrechnungszeitraum oder des Durchschnittsverbrauchs des
Gebäudes oder der Nutzergruppe zu ermitteln. Der so ermittelte
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Was bedeutet der Buchstabe “K” in der Gleichung der Heizkosten-

verordnung? Zur Angabe von Temperaturdifferenzen werden nicht

Grad Celsius, sondern Kelvin mit dem Einheitenzeichen “K” verwendet .

60 °C minus 10 °C ergeben deshalb nicht 50 °C, sondern 50 K. Früher

wurde dem “K” noch ein “°” angefügt, worauf man heute allerdings ver-

zichtet.

Rechnerisch ist die neue Gleichung übrigens völlig identisch mit der be-

reits 1981 in der ursprünglichen Heizkostenverordnung veröffentlich-

ten. Die Gleichung wurde lediglich wissenschaftlich-technisch ange-

passt. Leider mit der Folge, dass nicht mehr jedermann die Berechnung

nachvollziehen kann.



anteilige Verbrauch ist bei der Kostenverteilung anstelle des er-
fassten Verbrauchs zugrunde zu legen.

(2) Überschreitet die von der Verbrauchsermittlung nach Absatz 1 be-
troffene Wohn- oder Nutzfläche oder der umbaute Raum 25 vom
Hundert der für die Kostenverteilung maßgeblichen gesamten
Wohn- oder Nutzfläche oder des maßgeblichen gesamten um-
bauten Raumes, sind die Kosten ausschließlich nach den nach § 7
Abs. 1 Satz 5 und § 8 Abs. 1 für die Verteilung der übrigen Kosten
zugrunde zu legenden Maßstäben zu verteilen.

§ 9b Kostenaufteilung bei Nutzerwechsel
(1) Bei Nutzerwechsel innerhalb eines Abrechnungszeitraumes hat

der Gebäudeeigentümer eine Ablesung der Ausstattung zur Ver-
brauchserfassung der vom Wechsel betroffenen Räume (Zwi-
schenablesung) vorzunehmen.

(2) Die nach dem erfassten Verbrauch zu verteilenden Kosten sind
auf der Grundlage der Zwischenablesung, die übrigen Kosten des
Wärmeverbrauchs auf der Grundlage der sich aus anerkannten
Regeln der Technik ergebenden Gradtagzahlen oder zeitanteilig
und die übrigen Kosten des Warmwasserverbrauchs zeitanteilig
auf Vor- und Nachnutzer aufzuteilen.

(3) Ist eine Zwischenablesung nicht möglich oder lässt sie wegen des
Zeitpunktes des Nutzerwechsels aus technischen Gründen keine
hinreichend genaue Ermittlung der Verbrauchsanteile zu, sind die
gesamten Kosten nach den nach Absatz 2 für die übrigen Kosten
geltenden Maßstäben aufzuteilen.

(4) Von den Absätzen 1 bis 3 abweichende rechtsgeschäftliche Be-
stimmungen bleiben unberührt.

§ 10 Überschreitung der Höchstsätze
Rechtsgeschäftliche Bestimmungen, die höhere als die in § 7 Abs. 1
und § 8 Abs. 1 genannten Höchstsätze von 70 vom Hundert vorsehen,
bleiben unberührt.

§ 11 Ausnahmen
(1) Soweit sich die §§ 3 bis 7 auf die Versorgung mit Wärme beziehen,

sind sie nicht anzuwenden

1. auf Räume,

a) in Gebäuden, die einen Heizwärmebedarf von weniger als
15 kWh/(m² · a) aufweisen,

b) bei denen das Anbringen der Ausstattung zur Verbrauchser-
fassung, die Erfassung des Wärmeverbrauchs oder die Ver-
teilung der Kosten des Wärmeverbrauchs nicht oder nur mit
unverhältnismäßig hohen Kosten möglich ist; unverhältnis-
mäßig hohe Kosten liegen vor, wenn diese nicht durch die
Einsparungen, die in der Regel innerhalb von zehn Jahren
erzielt werden können, erwirtschaftet werden können; oder

c) die vor dem 1. Juli 1981 bezugsfertig geworden sind und in
denen der Nutzer den Wärmeverbrauch nicht beeinflussen
kann;

2.

a) auf Alters- und Pflegeheime, Studenten- und Lehrlingshei-
me,

b) auf vergleichbare Gebäude oder Gebäudeteile, deren Nut-
zung Personengruppen vorbehalten ist, mit denen wegen ih-
rer besonderen persönlichen Verhältnisse regelmäßig keine
üblichen Mietverträge abgeschlossen werden;

3. auf Räume in Gebäuden, die überwiegend versorgt werden

a) mit Wärme aus Anlagen zur Rückgewinnung von Wärme
oder aus Wärmepumpen- oder Solaranlagen oder

b) mit Wärme aus Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung oder
aus Anlagen zur Verwertung von Abwärme, sofern der Wär-
meverbrauch des Gebäudes nicht erfasst wird;

4. auf die Kosten des Betriebs der zugehörigen Hausanlagen,
soweit diese Kosten in den Fällen des § 1 Abs. 3 nicht in den
Kosten der Wärmelieferung enthalten sind, sondern vom Ge-
bäudeeigentümer gesondert abgerechnet werden;

5. in sonstigen Einzelfällen, in denen die nach Landesrecht zu-
ständige Stelle wegen besonderer Umstände von den Anfor-
derungen dieser Verordnung befreit hat, um einen unange-
messenen Aufwand oder sonstige unbillige Härten zu ver-
meiden.

(2) Soweit sich die §§ 3 bis 6 und § 8 auf die Versorgung mit Warm-
wasser beziehen, gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 12 Kürzungsrecht, Übergangsregelungen
(1) Soweit die Kosten der Versorgung mit Wärme oder Warmwasser

entgegen den Vorschriften dieser Verordnung nicht verbrauchs-
abhängig abgerechnet werden, hat der Nutzer das Recht, bei der
nicht verbrauchsabhängigen Abrechnung der Kosten den auf ihn
entfallenden Anteil um 15 vom Hundert zu kürzen. Dies gilt nicht
beim Wohnungseigentum im Verhältnis des einzelnen Woh-
nungseigentümers zur Gemeinschaft der Wohnungseigentümer;
insoweit verbleibt es bei den allgemeinen Vorschriften.

(2) Die Anforderungen des § 5 Abs. 1 Satz 2 gelten bis zum 31. De-
zember 2013 als erfüllt

1. für die am 1. Januar 1987 für die Erfassung des anteiligen
Warmwasserverbrauchs vorhandenen Warmwasserkosten-
verteiler und

2. für die am 1. Juli 1981 bereits vorhandenen sonstigen Aus-
stattungen zur Verbrauchserfassung.

(3) Bei preisgebundenen Wohnungen im Sinne der Neubaumieten-
verordnung 1970 gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass an die Stelle
des Datums “1. Juli 1981" das Datum ”1. August 1984" tritt.

(4) § 1 Abs. 3, § 4 Abs. 3 Satz 2 und § 6 Abs. 3 gelten für Abrech-
nungszeiträume, die nach dem 30. September 1989 beginnen;
rechtsgeschäftliche Bestimmungen über eine frühere Anwendung
dieser Vorschriften bleiben unberührt.

(5) Wird in den Fällen des § 1 Abs. 3 der Wärmeverbrauch der einzel-
nen Nutzer am 30. September 1989 mit Einrichtungen zur Mes-
sung der Wassermenge ermittelt, gilt die Anforderung des § 5 Abs.
1 als erfüllt.

(6) Auf Abrechnungszeiträume, die vor dem 1. Januar 2009 begon-
nen haben sind, ist diese Verordnung in der bis zum 31. Dezember
2008 geltenden Fassung weiter anzuwenden.
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